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NatkonalfozlaWWe Kommunalpolitik
Steigende Einnahmen ohne unnötige

“
□ Berlin . 25. Juli . fDrahtber . uns . Berl .

Schristl .) Den besten Beweis für die gesunde
Einstellung der nationalsozialistischen Wirt¬
schaftspolitik ist ein Erlaß des Preußi¬
schen Ministers des Innern und des
Preußischen Finanz mini st ers an die
Kommnnal-Aufsichtsbehörden , an die Gemein¬
den und Gemeindeverbände über die zukünftige
kommunale Finanzgebarung . Der Erlaß bezieht
stch ausdrücklich auf die grundsätzlichen Richt¬
linien, die ReichsfinanzministerGraf Schwerin-
Krosigk vor dem Hauptausschuß des deutschen
Industrie - und Handelstages aufgestellt hat . Bei
dieser Gelegenheit hatte der Minister erklärt,
daß die Borbclastnng der Kommunen durch die
bisherige Nustragspolitik und die Steuerpolitik
nur zulässig sei, wenn nach den steigenden Ein¬
nahmen in den ösfentlichen Haushaltsplänen
eine Aufblähung durch unnötige Ausgaben ver¬
hindert werde . Die verschiedenen Härten , die
als Folge der allgemeinen Krise überall auf
der Ausgabenseite aufgetreten sind , können nur
dann beseitigt werden, wenn für die Borbela¬
stungen die entsprechenden Abdeckungen vor¬
handen sind .

Nach dem genannten Erlaß sind diese Richt¬
linien des Reichsfinanzministers auch für die
Gcmeindeverbändeund Gemeinden maßgebend .
Die außergewöhnlichen Maßnahmen, die wäh¬
rend des lebten Jahres zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit unternommen wurden, haben
den Etat der Kommunen stark belastet . Um hier
Abhilfe zu schaffen , fordert der genannte Erlaß
die Vermeidung aller nicht lebens¬
notwendigen Ausgaben trotz der er¬
hofften Mehreinnahmen. Die zusätzlichen Etat¬
mittel müssen in erster Linie zur Verringe¬
rung der bisherigen Lasten Ver¬
wendung finden . Dabei ist hauptsächlich die
Erhöhung und Anlage von Tilgungsfonds
vorgesehen . Erst nach Ablösung dieser Ver¬
pflichtungen kann die Aushebung der Härten
und Einschränkungen aus der Ansgabenseite
verantwortet werden .

Die Aufsichtsbehörden sind verpflichtet , die
Durchführung dieser Richtlinien in den Ge -
meindchaushaltseutwürfen zu überwachen . Al¬
lerdings besteht ihre Aufgabe nicht allein dar¬
in . den jeweiligen Hanshaltsvorschlag darauf¬
hin zu überprüfen , sondern ihre diesbezügliche
Arbeit muß auch in den halbjährigen Berich¬
ten der Vorstände der Gemeinden und Ke -
Mcindeverbände zum Ausdruck kommen . Auf
diese Weise haben die Aufsichtsbehörden die
Möglichkeit , die praktische Durchführung dieser
Grundsätze während der Berichtszeit zu kon¬
trollieren und überplanmäßige oder außerplan¬
mäßige Ausgaben, die einen »«wissen Umfang
überschreiten , zn unterbinden.

Zum Schluß des Erlasses wird eindringlich
darauf hingewiesen , welch schwere Folgen durch
die falsche Ansgabcnpolitik der vergangenen
Zeit für die Gemeinden entstanden sind . Die
Berantwortung der Aufsichtsbehörden und ihr
loyales Zusammenwirken mit den Gemeinden
kann daher nicht eindringlich genug betont wer¬
den, denn von ihrer Arbeit hängt es ab, daß in
Zukunft derartige Fehler ausgeschlossen sind .

Dieser Erlaß ist ein echt nationalsozialisti¬
sches Gegenstück zur Wirtschaftspolitik des ver¬
gangenen Systems, das die kommunale Finanz¬
lage in eine hoffnungslose Zerrüttung geraten
ließ , so daß die Kommunen langsam aber sicher
dem Ruin entgegcngingen . Di« nationalsoziali¬
stische Kommunalpolitik sieht ihre Aufgabe nicht
nur darin, die finanziellen Lagen der Gemein¬
den zu bessern , sondern auch Vorsorge zu tref-
sen , daß ihre Mittel nicht in verantwortungS -
loser Weise verschleudert, vielmehr auf richtige
Art zur Gesundung der gesamten deutschen Wirt-
schaftslage angesctzt werden .

Nolkögerichtsbos arbeitet
Aufnahme der richterlichen Tätigkeit

* Berlin, 25 . Juli . Wie wir an zuständiger
stelle erfahren , wird der Volksgerichtshof seine
richterliche Tätigkeit am Mittwoch , dem 1 . Au¬
gust , im Preußcnhaus in Berlin aufnehmen . Für
diesen Tag haben alle drei Senate ihre erste
Perhandlung angesetzt und zwar die ersten bei¬
den Senate in Hochverratssachen und der dritte
Tgnat in einer Landesverratssache . Wenn auch
sUr Zeit die Zuständigkeitsfrnge noch nicht end¬
gültig geregelt ist , so darf man wohl anneh -
w«n , daß die Aburteilung von Landesvarrat
Und Spionage auch in Zukunft allein dem
dritten Senat übertragen bleibt . Der Volksge¬
richtshof nimmt seine Arbeit in der ^Lage
aus, in der sie ihm vom Reichsgericht in Leip¬
zig übertragen wurde . Mit sensationellen Pr »-
defsen ist daher vorerst nicht zu rechnen . Trotz¬
dem kommt der von dem neuen Gerichtshof im '

PreußenhauS zu leistenden Arbeit grüßte prak¬
tische Bedeutung für den Schutz des Staates ge¬
gen Anschläge auf seinen äußeren wie inneren
Vestand zu .

Amerikanische Kommunalpolitiker
bereisen Deutschland

* Berlin , 25. Juli . Eine Gruppe führender
^ uerikanifcher Kommunalpolitiker ist im An¬

schluß an die „Internationale Gemcindekon -
fercnz " in Lyon soeben in Berlin eingetroffen,
um die deutschen kommunalpolitischen Angele¬
genheiten zu studieren . Die amerikanischen
Gäste, die auf Anregung und Einladung des
Oberländer -Trusts reisen , waren am Mittwoch¬
vormittag im Hause des Deutschen Gemcinde -
tages, um sich über den Aufbau und den Auf¬
gabenkreis dieser alle deutschen Gemeinden und
Gemcindeverbände umfassenden öffentlichen
Körperschaft zu unterrichten und die Grund-

G Mukden, 25. Juli . fNS -Kabel.j Im Zu¬
sammenhang mit Feldübungen britischer Trup¬
pen in Schanghaikwau, bei denen auf Grund
des Boxerabkommens das Gelände über die
Große Mauer hinaus in die Gefechtsübungen
miteinbezogen wurde, wie es schon seit 33 Jah¬
ren geschieht , kam es zu einem japanischen
Protest. Man vertritt japanischerseits die Auf¬
fassung, daß dieses Gelände zu Mandschukuo
gehört und daß das japanische Kwant-Heer ver¬
tragsgemäß zur Verteidigung Mandschukuos
verpflichtet sei . Von englischer Seite wirb be¬
tont, baß man eine Beilegung der hinsichtlich
dieses Punktes entstandenen Meinungsver¬
schiedenheiten erwartet . An einer endgültigen
Klärung sind auch die dort stationierten italie¬
nischen und französischen Truppen interessiert.

Der Sprecher des japanischen Außenministe¬
riums hat im Zusammenhang mit der Weige¬
rung des britischen Befehlshabers der Garni¬
son Tientsin, der Kwantung- Armee über die
Pläne , die den Manövern von Schanghaikwan
zugrunde liegen , nähere Aufschlüsse zn geben,
erklärt , daß es erforderlich sei, daß die Re¬
gierungen von Japan und Mandschukuo den
internationalen Status Mandschukuos verbes¬
serten . Offenbar hat der britische Kommandant
den Oberbefehlshaber des Kwantnng- Hceres
darauf aufmerksam gemacht, daß das Boxer¬
protokoll von 1901 den ausländischen Unter¬
zeichnern zugesteht , Manöver längs der Linie
Peking—Mukden durchzuführen , und baß Eng¬
land das Recht besitze, von dieser Bestimmung
Gebrauch zu machen, da es Mandschukuo bis¬
her nicht anerkannt habe.

Der Sprecher des japanischen Außenministe¬
riums räumte ein , daß für die Mächte , die

Erste Sitzung des Berussgerlchts der
Presse ln Baden

Die Landesstelle Baden des Reichsministe -
riumS für VolkSausklärung und Propaganda
teilt mit :

Am Dienstag nachmittag , den 24 . Juli 1934,
trat unter dem Vorsitz von Ministerialrat
Reinle und in Anwesenheit des Landesver¬
bandesvorsitzenden Moraller zum ersten
Male baS badische Berufsgericht der Presse im
Landesgericht Karlsruhe zusammen , um im
nichtöffentlichen Beschlnßverfahrcn eine Reihe
von geringfügigen Berufsverfahren auf Grund
deS Schriftleitergesetzes zu erledigen. Nach
der Verpflichtung der Beisitzer wurde in die
Verhandlung von 4 Fällen eingetreten. Im
ersten Fall wurde gegen einen Schriftleiter auf
Grund des 8 15 des Schriftlettergesetzes vom
Berufsgericht eine Verwarnung ausgesprochen ,
wegen Nichteinhaltung einer amtlich angcord-
neten Sperrfrist . Wegen des gleichen Verge¬
hens wurde ein zweiter Schriftleiter zu 100
Reichsmark Geldstrafe verurteilt . In den bei¬
den anderen Fällen wurde auf Grund des
8 14 des Schriftleitergesctzes eine Geldstrafe
von 50 RM . und eine Verwarnung ausge¬
sprochen.

Arurkschrlstenverbote
Auf Grund der Verordnung des Reichsprä¬

sidenten zum Schutz von Volk und Staat vom
28. Februar 1933 wird die Verbreitung der
nachstehend genannten ausländischen Druck¬
schriften im Inland auf die Dauer von 14 Ta¬
gen verboten:

Matin , Belgien, Antwerpen,'
Zürcher Post , Schweiz , Zürich,'
Elsässer Kurier , Frankreich, Colmar,'
Sunday Times , England, London,'
L'Etoile Bclge, Belgien, Brüssel)
People , England , London,'

züge öer deutschen Gemeindepolitik kennen zu
lernen. In den Mittagsstunden wurden sie vom
Oberbürgermeister Dr . S a h m empfangen.
Die Stuöicnkommission , die aus Professor Dr .
Lambie von der Universität Minnesota, Di¬
rektor Smith , Präsident des amerikanischen
Städteverbanöes , Bürgermeister Nelson aus
Texas und Direktor Higginbotham aus Okla-
Homa - City besteht, begibt sich nach einem mehr¬
tägigen Aufenthalt in der Reichshauptstadt nach
München , Heidelberg und Frankfurt a . M.
Bon München au? schließen sich der Kommis¬
sion Direktor Vetters vom amerikanischen
Städtevcrband aus Chikago und Direktor
Skinner vom Forschungsbttro der Stadt Cin -
cinati an.

Mandschukuo nicht anerkannt haben , das be¬
treffende Gebiet als ein Teil Chinas gelten
müsse . Falls es jedoch zu Zwischenfällen inner¬
halb Mandschukuos komme, so seien die daran
beteiligten ausländischen Mächte gehalten, sich
mit Tokio oder Hfingking in Verbindung
zu setzen . Ungeachtet einer formellen Anerken¬
nung Mandschukuos oder nicht gehe es de facto
nicht länger an , Mandschukuo als einen Teil
Chinas zu betrachten .

Sieben Todesurteile in Moskau
* Moskau, 26 . Juli . Wie erst jetzt amtlich

mitgeteilt wird, fand kürzlich vor dem obersten
Gericht der Sowjetunion ein Spionageprozcß
gegen eine Gruppe von 23 Ingenieuren und
Technikern statt. Es handelt sich um Ingenieure
der Verwaltung der Eisenbahn Moskau—Kasan
und um Ingenieure und Techniker des Loko -
motivreparaturwerkes in Murom . Den Ange¬
klagten wurde Spionage zugunsten
einer fremden Macht und Anschläge
auf E i s e n b a h n z üg e und wichtig« Eisen¬
bahnknotenpunktevorgeworfen. Ferner wurden
Mobilmachnngsstrecken nach dem Fernen Osten
ansgekundschaftet und einer fremden Macht
übermittelt . Angesichts dieser schweren Ve ^
gehen — es gilt als erwiesen, daß die Kruppe
mehrere Eisenbahnkatastrophenverursacht hat ,
z. B . bet Station Tscherna an der Linie Mos¬
kau- Kasan und bei der Station Panki — und
der Tatsache, daß Hochverrat vorliegt, wurden
sieben Mann , die die Leitung der Gruppe
hatten, zum Tod « durch Erschießen ver¬
urteilt . Die anderen wurden zu zehn Jahren
Konzentrationslager verurteilt .

LA'cfion Franyaise, Frankreich, Paris, '
Le Quotidien , Frankreich, Paris, '
Nationalzeitung , Schweiz , Basel.

Bis 20. Oktober 1084 (3 Monate) verboten:
„Pourqnoi Pas ? "

, Belgien, Brüssel.

ümÜLetieöieKanntmaekungen
Umbildung der zusammengesetzten Ge¬
meinden Stahringen in eine einfache Ge¬
meinde.

Die « ereinicmna der NebenorieS Homburg mit dem
Hauptort Stahringen zu einer einfachen Gemeinde
Stahringen wurde mit Wirkung vom 1 . Oktober 1934
angeordnet .

Die Anordnung ist endgültig .
Karlsruhe , den 14. Juki 1934 .

Der Minister des Innern .
*

Verbot des frciwirtschaftliche» „Mutter¬
land - Bundes" und der Monatszeitschrift
„Schule der Freiheit ".

Auf Grund 8 1 der Verordnung zum Schutz von Volk
und Staat vom . 28. Februar 1933 wird der . Mutter¬
land -Bund " , Sitz in Freiburg , Vorstand : Karl Küpper
in Arheiligen , aufgelöst und verboten.

Feiner wird die Monatszeitschrift . Schul« der Frei¬
heit" . unabhängige Monatsschrift für organisch« Gestal-
tung von Kultur , Gesellschaft und Wirtschaft, Heraus¬
geber Otto vautenbach, verlegt bet Rudolf Zitzmann,
Lauf bei Nürnberg , Leipzig, Bern (Buchdruckerei Moch
in Schwetzingen) für den Bereich der Lander Baden
verboten.

Karlsruhe , den 23. Juli 1934 .

Der Minister des Innern .
*

Verbot der Dentschjugend e. V.
Aus Grund 8 1 der Verordnung z»m Schutz von Volk

und Staat vom 28 . Februar 1933 wird der Verein
. Dentschjugend « . V . " ( Deutsch -gottgläubige Jugend ) .
Sitz i » Frankfurt a . O ., für den Bereich der Lander
Baden aufgelöst und verboten und sein Vermögen ein «
gezogen .

Karlsruhe , den 23. Juli 1934 .
Der Minister des Innern .

Pressegefetzltch verantwortlich : F . Moraller , KarlSrnh«.

Englisch japanifcher Zwischenfall
Britische innerhalb des Hoheitsgebietes von Mandschukuo

AmHifher Teil

Sie Saussuchuna bei der
Seutschen Front

Landeslcitcr Pirro beantragt richtcrlii
Entscheidnng über die Zulässigkeit

* Saarbrücken, 25 . Juli . Die Versiegelung
der Bürohäuser der Deutschen Front und die
Beschlagnahme des dortigen Materials haben
den Landeslcitcr Pirro veranlaßt , durch seinen
Rechtsberater beim zuständigen ? ’ atsgeiicht
um eine richterliche Entscheidung
über die Zulässigkeit eines derartigen Vorge¬
hens der hiesigen Polizeibehörde nachzusuchen.
Die Deutsche Front kann den ungeheuren Ver¬
dacht der Beteiligung an einen Mordversuch
nicht unwidersprochen und uuwiderlcgt auf sich
beruhen lassen, und sie verlangt deswegen so¬
fortige Aufhebung der vorgenommcnen Be¬
schlagnahmungen .

In gleicher Weise haben sich die Leitung deS
DNB und der Saarkorrcspondenz bes -hwcrh -:-
führend an das Amtsgericht mit der Forde¬
rung gewandt, auch ihre bcl^ lagnahmten "" reu
unverzüglich freizngeben .

Bonn vor dem Untersuchungsrichter
* Paris , 25 . Juli . Der berüchtigte Pariser

Polizeiinspektor Bony , der eine Zeit lang
mit der Untersuchung des Mordes an Gerichts¬
rat Prince beauftragt worden war , wurde
Mittwoch erneut vom Untersuchungsrichterver¬
nommen, da er inzwischen wegen Korruption
unter Anklage steht. Bony soll sich von einem
Ausländer , mit dessen Beobachtung er beauf¬
tragt war, einen Anzug und einen Mantel ha¬
ben bezahlen lassen. Außerdem soll er versucht
haben , den Ausländer um 10 000 Franken zu
prellen, wogegen er ihm Verlängerung seiner
Aufenthaltsgenehmigung in Frankreich zu»
sicherte . Bony hat bisher energisch beide Be¬
schuldigungen zurttckgewiesen. Der Ausländer ,
ein Schweizer , ist aber im Besitze der Schnei¬
derrechnung über 4500 Franken , die er für
Bony bezahlt hat. Er hatte außerdem die Pa¬
riser Polizei gebeten , Sicherheitsbeamte an
einen gewissen Ort zn entsenden , um Zeuge
der Verhandlungen über die Uebergabe der
10 000 Franken zu sein . Der Schweizer ist in¬
zwischen in seiner Heimat verhaftet worden,
weil er angeblich einen Landsmann um 10 000
Schweizer Franken betrogen haben soll .

Abkommen mit der Andustrle zur
Unterbringung der Arbeitsdienstler
* Berlin , 25 . Juli . Der vor einiger Zeit

ins Leben gerufene „Arbeitsdank"
, der die

Aufgabe hat , die aus dem Arbeitsdienst auS-
schcidenden ArveitSmänner zu betreuen, steht
einem besonders schönen Erfolg entgegen. Der
Leiter des „Arbcitsdank"

, OberregierungSrat
von Hertzberg , stellt nämlich fest, daß in
diesen Tagen Verabredungen und Berein-

CREME : 15 Pf .- RM 1.00 / ÖL : 40 Pf .- RM 1.20
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barungen mit den Spitzen der Industrie über
die Eingliederung der Arbeits -
dienstler in das Wirtschaftsle¬
ben zum Abschluß gelangen werden. Ncven
der Berufsbetreuung liege dem Arbeitsdank
aber auch die kameradschaftliche Fürsorge für
die im Arbeitsdienst zu Schaden gekommenen
Kameraden ob . Es werde Sorge des „Arbcits¬
dank " sein müssen, für diese jungen Leute , die
im Ehrendienst an der Nation zu Schaden ge¬
kommen sind , gesetzliche Nentenansprüche zu
erwirken und darüber hinaus sie in einer Ar¬
beit unterzubringen , die sie leisten könnten .

Im einzelnen stellt der Leiter des Arbeits¬
bank fest : Die Zusammenarbeit des „Arbeits¬
dank" mit den Arbeitsämtern sei im ganzen
gesehen nicht ausreichend . Daher sei der Ar-
beitsdank mit den großen lebendigen Fakto¬
ren der Arbeit in engste Verbindung getreten,
vor allem mit der Deutschen Arbeitsfront . Es
liege eine feste Vereinbarung mit der Deut¬
schen Angestelltenschaft vor, deren Berufsver »
mittlung als vorbildlich bezeichnet werden
müsse .

Waldbrand bei Toulouse
Mehrere Ortschaften bedroht

« Paris , 25 . Juli . Das bewaldete Bcrggelände
LeS MaurcS unweit von Toulouse steht in
Flammen . Es sind bis jetzt 10000 Hektar Ei.
chen - und Pinienbestand dem Brande zum
Opfer gefallen . Die Ortschaft Bornes, ein be¬
liebter Sommeraufenthalt, mußte von der Be¬
völkerung geräumt werden, da die Flammen auf
die Häuser überzugrcifen begannen . Ob der
Ort gerettet werden kann, steht noch nicht fest.
Auch andere in der Brandzone gelegene Dör¬
fer sind unmittelbar bedroht.
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